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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Xr. 36. —— 


Inhalt: Uebereinkunft zwifchen Preußen und Heſſen wegen Erbauung, Unterhaltung und Verwaltung einer 


ſtehenden Brücke über den Main bei Offenbach, S. 341. — Verfügung des Juſtizminiſters, be— 
treffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil des Bezirks des Amtsgerichts Geeſtemünde, 
S. 348. 


(Nr. 9095.) Uebereinkunft zwiſchen Preußen und Heſſen wegen Erbauung, Unterhaltung und 
Verwaltung einer ſtehenden Brücke über den Main bei Offenbach. Vom 
2. Juli 1885. 


Sen Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine Königliche 
Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein haben — nachdem die auf 
Grund der vorläufigen Stipulation in Artikel 13 des zwiſchen der Großherzoglich 
und Kurfürſtlich Heſſiſchen Regierung am 29. Juni 1816 zu Frankfurt a. M. 
abgeſchloſſenen Staatsvertrages und in Gemäßheit der Beſtimmungen der zwiſchen 
denſelben Regierungen getroffenen Uebereinkunft vom 20. Februar 1818 auf 
gemeinſchaftliche Koſten erbaute Schiffbrücke über den Main bei Offenbach baufällig 
geworden iſt, und nachdem die auf den vorerwähnten Verträgen beruhenden Rechte 
des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen auf Preußen übergegangen ſind — es 
für nützlich befunden, die Schiffbrücke durch eine ſtehende Brücke zu erſetzen. 
Von Seiten Seiner Majeſtät des Deutſchen Kaiſers und 
Königs iſt 
Allerhöchſtihr Unterſtaatsſekretär im Auswärtigen Amte Graf von Bismarck— 
Schönhauſen, a 
von Seiten Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs 
Allerhöchſtihr außerordentlicher Geſandter und bevollmächtigte Minifter, 
Wirkliche Geheime Rath Dr. Neidhardt 


zum Abſchluß einer Uebereinkunft wegen Erbauung, Unterhaltung und Verwaltung 

dieſer ſtehenden Brücke mit der erforderlichen Ermächtigung verſehen worden und 

haben dieſelben unter Vorbehalt der Ratifikation folgende Uebereinkunft abgeſchloſſen. 
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Ausgegeben zu Berlin den 5. November 1885. 
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Artikel J. 


Die Erbauung der ſtehenden Brücke über den Main ſoll in der Verlängerung 
der Kaiſerſtraße zu Offenbach erfolgen und neben Errichtung des Brückengeld— 
erheberhauſes, der Brückenrampen auf beiden Mainufern und der auf der rechten 
Mainſeite erforderlichen Zufuhrſtraße der Firma Ph. Holzmann & Co. in Frank⸗ 
furt a. M. unter den im Entrepriſe-Vertrage vom 30. Dezember 1883 zu Offen⸗ 
bach verabredeten Bedingungen, von welchen die Beſtimmung über den Beginn 
der Bauzeit anderweit feſtzuſetzen vorbehalten bleibt, nach dem demſelben bei— 
gefügten, von den beiden kontrahirenden Regierungen genehmigten Bauprojekte 
übertragen werden. 

Artikel II. 


Der Firma Ph. Holzmann & Co. ſoll für die Grundſtücke, welche zur 
Ausführung der im Artikel J erwähnten Baulichkeiten erforderlich ſind, das Ent— 
eignungsrecht auf Königlich Preußiſchem Gebiet durch die Königlich Preußiſche 
Regierung verliehen werden. 

Auf Großherzoglich Heſſiſchem Gebiet wird die Großherzoglich Heſſiſche Re— 
gierung die etwa erforderlich werdenden Enteignungen für Rechnung des Staats, 
vorbehaltlich der Erſatzleiſtung durch die Firma Ph. Holzmann & Co., bewirken. 


Artikel III. 


Die Brücke, von Hinterkante zu Hinterkante der Landpfeiler gerechnet, 
einſchließlich der Flügelmauern und das Brückengelderheberhäuschen werden ge— 
meinſchaftliches Eigenthum des Königreichs Preußen und des Großherzogthums 
Heſſen; die Unterhaltungskoſten werden von beiden Regierungen zu gleichen Theilen 
übernommen. 

Jeder der kontrahirenden Regierungen bleibt in Anſehung der auf Ihrem 
Gebiete gelegenen Brückenſtrecke die Landeshoheit vorbehalten. Die Gebietsgrenzen 
werden auf der Brücke durch Königlich Preußiſche und durch Großherzoglich 
Heſſiſche Hoheitszeichen kenntlich gemacht. 


Artikel IV. 


Die Unterhaltung der Zufuhrſtraßen und Brückenrampen liegt auf jeder 
Uferſeite denjenigen Gemeinden, Kommunalverbänden oder ſtaatlichen Behörden 
ob, welche geſetzlich zur Unterhaltung der öffentlichen Straßen verpflichtet ſind. 
Die Königlich Preußiſche Regierung und die Großherzoglich Heſſiſche werden durch 
Ihre Organe darüber wachen laſſen, daß die auf Ihren Gebieten gelegenen Zufuhr⸗ 
ſtraßen und Brückenrampen ſtets in ordnungsmäßigem Zuſtande erhalten werden. 


Artikel V. 


Für die „Benutzung der feſten Brücke werden dieſelben Abgaben entrichtet, 
welche gegenwärtig bei Benutzung der Schiffbrücke zu entrichten ſind. Jede 
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Abänderung des Brückengeld-Tarifs bedarf der Genehmigung der beiden kon— 
trahirenden Regierungen. 


Artikel VI. 


Die Erhebung des Brückengeldes ſoll entweder durch einen beſonderen Erheber 
bewirkt oder verpachtet werden. Der Extrag aus der Brückengelderhebung und 
die etwaigen ſonſtigen Einnahmen werden zur laufenden Unterhaltung der im erſten 
Abſatz des Artikels III erwähnten Baulichkeiten und zur Beſtreitung des Dienft- 
einkommens des Brückengelderhebers verwendet. Ueberſchüſſe der Einnahmen gegen 
die Ausgaben werden zu gleichen Theilen der Königlich Preußiſchen Regierung 
und der Großherzoglich Heſſiſchen zur Verfügung geſtellt. 


Artikel VII. 


Das dem Brückengelderheber zu bewilligende Dienſteinkommen und die von 
demſelben zu leiſtende Amtskaution wird durch Uebereinkommen der beiden kon⸗ 
trahirenden Regierungen feſtgeſetzt. Die Stellenbeſetzung erfolgt alternirend und 
der Brückengelderheber bleibt Unterthan desjenigen Staates, von deſſen Regierung 
er angeſtellt iſt. 

Wird er dienſtunfähig, ſo hat ihn demzufolge die anſtellende Regierung 
urückzuziehen beziehungsweiſe zu penſioniren, auch verbleibt der Letzteren allein 
die etwaige geſetzliche Fürſorge für ſeine Hinterbliebenen. 


Artikel VIII. 


Die gemeinſchaftliche Verwaltung der ſtehenden Brücke wird, ohne daß 
hierdurch der Brückengemeinſchaft beſondere Koſten erwachſen, von der Königlich 
Preußiſchen Regierung dem Hauptſteueramts⸗Dirigenten und dem Staatsbau⸗ 
beamten in Hanau, von der Großherzoglichen Regierung dem Hauptſteueramte 
beziehungsweiſe deſſen Vorſtande und dem Kreisbauamte zu Offenbach übertragen 
werden. Auch ſoll jeder der beiden Regierungen freigeſtellt bleiben, die Brücke 
durch beſondere techniſche Kommiſſäre unterſuchen zu laſſen. 


Artikel IX. 


Die zum Schutze der Brücke und zur Erhaltung der Ordnung und Sicherheit 
des Verkehrs auf derſelben dienenden polizeilichen Maßnahmen ſind von den 
zuſtändigen Verwaltungsbehörden der beiden kontrahirenden Regierungen nach 
vorheriger Verſtändigung zu treffen. 


Artikel X. 


Die beiden Regierungen erklären Sich darin einverſtanden, daß, falls bis 
zur Uebergabe der ſtehenden Brücke an den öffentlichen Verkehr die Schiffbrücke 
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nicht follte in benutzbarem Zuſtande erhalten werden können, interimiſtiſch durch 
eine Fähreinrichtung Aushülfe zu ſchaffen ſein wird. 

Sobald die ſtehende Brücke dem Verkehr übergeben worden iſt, ſollen die 
Mobilien und Immobilien der Schiffbrücke zur Veräußerung gebracht werden. 
Auch ſollen mit dieſem Zeitpunkte das beſoldete Perſonal der Schiffbrücke mit 
alleiniger Ausnahme des Erhebers entlaſſen beziehungsweiſe, ſoweit erforderlich, 
in den Penſionsſtand verſetzt, die Brückenwärter⸗Wittwenkaſſe aufgelöſt und die 
Penſionen des in den Penſionsſtand übertretenden Wärterperſonals, ſowie die 
Wittwenpenſionen, auf welche die Hinterbliebenen des Wärterperſonals Anſpruch 
beſitzen, aus den Erträgniſſen der ſtehenden Brücke beſtritten werden. 


Artikel XI. 


Dieſe Uebereinkunft foll alsbald zur Ratifikation vorgelegt und die Aus- 
wechſelung der Ratifikations-Urkunden in Berlin bewirkt werden. 


Deſſen zu Urkund iſt dieſe Uebereinkunft zweifach ausgefertigt, von den 
Bevollmächtigten unterſchrieben und mit deren Inſiegel verfehen worden. 


So geſchehen und vollzogen. 
Berlin, den 2. Juli 1885. 


(L. S.) Gr. v. Bismarck. 
(L. S.) Neidhardt. 
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Schluß protokoll. 


Verhandelt Berlin, den 2. Juli 1885. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren zur Vollziehung der Uebereinkunft 
wegen Erbauung, Unterhaltung und Verwaltung einer ſtehenden Brücke über den 
Main bei Offenbach heute zuſammengetreten. 

Hierbei find in das gegenwärtige Protokoll nachſtehende Erklärungen auf⸗ 
genommen worden, welche gleiche Kraft und Gültigkeit, als wären ſie in dem 
Vertrage enthalten, haben und durch die Ratifikation des letzteren ohne Weiteres 
als mitratifizirt angeſehen werden ſollen. 


1. Zu Artikel J. 


Zur Kontrole über die vertragsmäßige Ausführung des Brückenbaues ſeitens 
der Bauunternehmer wird eine ſtaatliche Aufſichtsbehörde für die Dauer der Bauzeit, 
welche auf zwei Jahre bemeſſen iſt, beſtellt. Man iſt dahin einverſtanden, daß 
dem Großherzoglich Heſſiſchen Kreisbauamt Offenbach die Funktion der ſtaatlichen 
Aufſichtsbehörde übertragen wird. 

Die Koſten, welche durch die ſpezielle Bauaufſicht entſtehen, werden von 
den beiden kontrahirenden Regierungen zu gleichen Theilen getragen. Dabei bleibt 
es jeder der Regierungen überlaſſen, die Brückenbauarbeiten durch beſondere techniſche 
Kommiſſäre zeitweiſe unterſuchen und durch dieſelben bei der ſtaatlichen Aufſichts— 
behörde Einſicht der Detailpläne der Dispoſitionen für die Bauausführung x. 
nehmen zu laſſen. 

; Zu den in Artikel I der Uebereinkunft bemerkten Baukoſten follen Beiträge 
leiſten: 

a) einzelne Preußiſche Gemeinden und Intereſſenten, der Kreis Hanau und 
der kommunalſtändiſche Verband des Regierungsbezirks Caſſel nach 
Maßgabe der rechtsverbindlichen Erklärungen der betreffenden Gemeinden, 
Intereſſenten und Verbände im Geſammtbetrage von 50 000 Mark, 

b) die Stadt Offenbach nach Beſchluß des Stadtvorſtandes daſelbſt ebenfalls 
50 000 Mark, 

e) die Königlich Preußiſche und die Großherzoglich Heſſiſche Regierung da— 
durch, daß Sie den Ihnen zu gleichen Theilen zuſtehenden Vermögensreſt 
der Wärter-Wittwenkaſſe bei der Schiffbrücke von circa 50 000 Mark, 
ſowie den auf rund 50 000 Mark abgeſchätzten Erlös aus dem dem- 
nächſtigen Verkauf der Schiffbrücke mit ihrem beweglichen und unbeweg⸗ 
lichen Inventar zum Bau der feſten Brücke verwenden und die Deckung 
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des alsdann noch verbleibenden Koſtenbetrages der neuen Brücke zu 
gleichen Theilen übernehmen. 


Jede der beiden Regierungen übernimmt die Bereitſtellung des halben 
Betrages der Geſammtbaukoſten der Brücke für die allmälige Verwendung nach 
Maßgabe des Fortſchreitens der Bauarbeiten, und jeder bleibt überlaſſen, Sich 
Rückerſatz der für Ihre Gemeinden, Intereſſenten und Kommunalverbände gemachten 
Vorlagen leiſten zu laſſen. 

Die den Bauunternehmern während des Baues vertragsmäßig zu leiſtenden 
Abſchlagszahlungen für gelieferte Arbeiten wird das Großherzoglich Heſſiſche Mi- 
niſterium der Finanzen von der Großherzoglichen Hauptſtaatskaſſe in Darmſtadt 
leiſten laſſen. 

Die genannte Kaſſe wird von jeder durch dieſelbe geleiſteten Zahlung der 
Königlich Preußiſchen Regierung in Caſſel Nachricht geben und die Königliche 
Regierung wird den alsbaldigen Rückerſatz jeder Hälfte ſolcher Abſchlagszahlungen 
an die Großherzogliche Hauptſtaatskaſſe verfügen. 


2. Zu Artikel III. 


Zum Zwecke der Inſtandhaltung der Brücke und des Zubehörs — Abſatz 1 
des Artikels III — ſollen, ſoweit erforderlich, jährlich und zwar gemeinſchaftlich 
von den beiden ſeitens der kontrahirenden Regierungen hiermit zu beauftragenden 
Staatsbaubeamten Voranſchläge aufgeſtellt und durch die Brückenverwaltung bei 
den betreffenden oberen Landesbehörden in Vorlage gebracht werden. Beiden 
Beamten ſoll außerdem die jederzeitige Reviſion des Brückeninventars zuſtehen. 
Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung wird die Ausführung der genehmigten 
Arbeiten durch Ihre Lokalbaubehörde geſchehen laſſen, ohne daß hierdurch der 
Brückengemeinſchaft beſondere Koſten entſtehen. 


3. Zu Artikel VII. 


Da der gegenwärtige Erheber bei der Offenbacher Schiffbrücke von der 
Großherzoglich Heſſiſchen Regierung beſtellt und noch dienſtfähig iſt, ſo ſoll dem— 
ſelben die Erheberſtelle bei der feſten Brücke zunächſt übertragen, mithin Groß— 
herzoglich Heſſiſcher Seits mit der Beſtellung des Erhebers der Anfang gemacht 
werden. 


4. Zu Artikel VIII. 


Die gemeinſchaftliche Verwaltung der ſtehenden Brücke wird den Vorſtänden 
des Königlich Preußiſchen Hauptſteueramtes zu Hanau und des Großherzoglich 
Heſſiſchen Hauptſteueramtes zu Offenbach in der Weiſe übertragen, daß zugleich 
das Großherzogliche Hauptſteueramt in Offenbach, ſo lange die gegenwärtige 
Organiſation der Hauptämter beſtehen bleibt, den Brückengelderheber fortgeſetzt zu 
kontroliren und zu dem Ende auch bei demſelben monatlich durch einen ſeiner 
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Beamten Kaſſenreviſion abzuhalten, der Brückengelderheber ferner ſeine Einnahme⸗ 
Ueberſchüſſe monatlich an die Kaſſe des Hauptſteueramtes abzuliefern hat. 

Die Buchführung ſoll dergeſtalt geordnet werden, daß der Brückengeld⸗ 
erheber ein Heberegiſter und das Hauptamt zu Offenbach ein Einnahme- und 
Ausgabe⸗Journal — beides nach einem von den beiden Oberbehörden der Haupt— 
ämter zu Offenbach und Hanau genehmigten Muſter — führen, und daß dem 
Brückengelderheber ein Baarbeſtand belaſſen wird, um auf vorſchriftliche Anweiſungen 
der vorerwähnten beiden Hauptſteueramtsvorſtände, beziehungsweiſe der beiden 
Baubeamten, ſoweit es ſich um bauliche Inſtandſetzungen handelt, und auf 
Quittungen der Empfänger die laufenden Zahlungen zu leiſten, welche demnächſt 
dem Hauptſteueramte in Offenbach bei den Einnahmeablieferungen als Baar⸗ 
zahlungen anzurechnen ſind. 

Das Kontrolintereſſe der Königlich Preußiſchen Regierung ſoll dadurch 
gewahrt werden, daß dem Dirigenten des Königlich Preußiſchen Hauptſteueramtes 
zu Hanau die Befugniß zuſteht, jederzeit das Heberegiſter des Brückengelderhebers, 
ſowie das Einnahme- und Ausgabe-Journal des Großherzoglichen Hauptſteueramtes 
zu Offenbach einzuſehen, auf Grund der Ausgaben die Neuanſchaffungen, auch 
die Gebäude- und Brückeninventarien zu revidiren und nach dem Jahresſchluſſe 
Journale und Beläge einer rechnungsmäßigen Prüfung zu unterziehen. Die 
jährliche Rechnung über Einnahmen und Ausgaben der Brücke wird bei Groß⸗ 
herzoglicher Hauptſtaatskaſſe geſtellt und der halbe Betrag des Ueberſchuſſes der 
Einnahmen über die Ausgaben wird von der genannten Hauptſtaatskaſſe der 
Königlich Preußiſchen Regierung in Caſſel zur Verfügung überwieſen. 

Die beiden Regierungen ſind darin einverſtanden, daß die Verpachtung der 
Brückengelderhebung erſt in Ausſicht zu nehmen ſein wird, wenn die wirkliche 
jährliche Einnahme an Brückengeld aus einer wenigſtens zweijährigen Verwaltung 
ausreichend feſtgeſtellt und dadurch die Unterlage für den zu verlangenden Pachtzins 
gewonnen worden iſt. 


Geſchehen wie oben. 


Gr. v. Bismarck. 
Neidhardt. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratiſtzirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat zu Berlin am 14. September d. J. ftattgefunden. 
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(Nr. 9096.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Geeftemünde. Vom 21. Oktober 1885. 


Au Grund des F. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (Gefeg-Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11) beſtimmt der Juſtiz⸗ 
miniſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das 
Grundbuch im $. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Geeſtemünde gehörigen Bezirke der 
Gemeinden Geeſtendorf, Adelſtedt, Altluneberg, Appeln, Beverſtedt, 
Beverſtedtermühlen, Berhövede, Brunshauſen, Deelbrügge, Dohren, 
Donnern, Düring, Elfershude, Frelsdorf, Frelsdorfermühlen, Freſchlune⸗ 
berg, Geſtenſeth Geeſtenſeth), Heerſtedt, Heierhöfen (Heyerhöfen), Lohe, 
Meyerhoff, Nückel, Oſterndorf, Sellſtedt, Stinſtedt, Taben, Wachholz, 
Wehdel, Wehldorf, Wellen, Weſterbeverſtedt, Wollingſt 
am 1. Dezember 1885 beginnen ſoll. 


Berlin, den 21. Oktober 1885. 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei⸗ 


